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Medienmitteilung der Partei der Arbeit Bern
INTERPELLATIONEN-MARATHON 
FÜHRT PARLAMENTARISCHES 
INSTRUMENT AD ABSURDUM

Die Traktandenliste für die Zusatz-Sitzung des Ber-
ner Stadtrats vom 6. September sieht in der Zeit 
zwischen 17 und 20 Uhr die Behandlung von drei 
Dutzend Interpellationen vor. Eine solche Traktan-
denliste schliesst eine ernsthafte Behandlung der 
Interpellationen von vornherein aus. Sie signalisiert 
vielmehr, dass eine Diskussion der traktandierten 
Anliegen gar nicht erst vorgesehen ist. Hier riecht 
es nach Schlussverkauf: „Alles muss weg!“

Die PdA Bern erachtet die solchermassen struktu-
rierte Sitzung vom 6.9.12 als weiteren Meilenstein 
in der Verlotterung des Ratsbetriebs, wie sie nach 
dem Präsidialjahr von Urs Frieden Einzug gehalten 
hat – und wie sie nicht nur BesucherInnen und 
BerichterstatterInnen aufgefallen ist. Der Stadtrat 
ist damit auf dem besten Weg, seinen politischen 
Kredit bei der Berner Bevölkerung vollends aufs 
Spiel zu setzen.

Wie schon so manche Einschränkung der parla-
mentarischen Debatte wird auch aktuell wieder 
das Argument der Effizienz bemüht. Die Beschnei-

dung der politischen Auseinandersetzung kann 
für die Partei der Arbeit jedoch nie ein legitimes 
Mittel der Effizienz-Steigerung sein. Zudem muss 
damit gerechnet werden, dass künftig an Stelle 
von Interpellationen wohl auf andere Instrumente 
wie Postulate und Motionen ausgewichen wird, 
deren Behandlung mit einem grösseren Aufwand 
verbunden ist.

Die PdA Bern verteidigt die demokratischen Mög-
lichkeiten, welche die parlamentarischen Instrumen-
te zur Verfügung stellen. Der Abbau bei der parla-
mentarischen Debatte führt zu einer Einschränkung 
der Möglichkeit demokratischer Mitbestimmung 
und Kontrolle. Die PdA Bern fordert daher alle 
gesellschaftlichen Kräfte, denen die Verteidigung 
demokratischer Rechte ein Anliegen ist, dazu auf, 
der zunehmenden Verwässerung der Arbeit des 
Berner Stadtrats einen Riegel zu schieben.

Partei der Arbeit Bern, 27. August 2012

Medienmitteilung der Partei der Arbeit der Schweiz 
SYRISCHER KONFLIKT: 
WO IST DIE SCHWEIZER NEUTRALITÄT? 
 
Das Eidgenössische Departement für auswärtige 
Angelegenheiten hat mit 60‘000 Franken für die Lo-
gistik der Treffen in Berlin beigetragen, die der sy-
rischen Opposition zur Vorbereitung der Ersetzung 
Präsident Assads dienten. Bern hilft explizit Grup-
pen, die die Macht durch Waffengewalt erobern 
wollen und einen Bürgerkrieg führen – mithilfe der 
USA und alliierten Kräften, allen voran Frankreich. 
 
Die Schweizer Regierung treibt eine schändliche 
Einmischung in die internen Angelegenheiten eines 
souveränen Staates, trotz ihrer proklamierten und 
immerwährenden Neutralität. Sie stellt sich an die 
Seite der neo-kolonialistischen Mächte, die eine 
neue Plünderung der Öl-Ressourcen durch Krieg 
vorbereiten, wie es schon im Irak und in Libyen 
der Fall war. Dies stürzt den Mittleren Osten ins 
Chaos, fordert verantwortungslos China und Russ-
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WIR BRAUCHEN KEINE 
„LEUCHTTÜRME“ DER 
GENTRIFIZIERUNG!

Ersatzneubau Siedlung Stöckacker Süd, Bethle-
hemstrasse 151-191g, Bern; Kredit (Abstimmungs-
botschaft) Intervention der PdA Bern an der Stadt-
ratssitzung vom 21.6.12 

Man sollte sich auch durch Leuchttürme besser 
nicht blenden lassen. Und einfach einmal nach-
rechnen. Soweit dies die gelieferten Zahlen über-
haupt ermöglichen. Was dann ausser Frage steht: 
106 günstige Wohnungen sollen verschwinden. An 
einen Ersatz im vergleichbaren Preissegment ist 
aber nicht zu denken und auch nie gedacht worden. 

„Neue Wohnungen mehrheitlich zu moderaten Prei-
sen“ – so unverbindlich soll das dann den Stimm-
bürgerinnen und -bürgern schmackhaft gemacht 
werden. Bezüglich der Preisgestaltung für die neu 
geplanten 146 Wohnungen erfahren wir konkret nur 
die „Richtpreise“ netto von einigen Beispielen. Wir 
erfahren zwar recht viel und en détail über „Kom-
fortlüftung“ und „Integrierte Wasser- und Biomas-
sennutzung“, aber recht wenig über das konkret zu 
erwartende Angebot – und seinen konkreten Preis 
für Mieterinnen und Mieter. Ist das blosser Zufall? 
Da fehlt mir denn der Glaube.

Aber bei Leuchttürmen sind solche Fragen, die 
sich die Partei der Arbeit zu stellen wagt – ja: stel-
len muss, offenbar fehl am Platz. Die Erhaltung 
von günstigen Wohnungen – und im aktuellen Fall 
von Stückacker Süd geht es um immerhin 106 
solcher Wohnungen – hat zurückzutreten hinter 
eine wahre städtebauliche „Pioniertat“: Geht es 
doch um nichts Geringeres als um die „Aufwertung“ 
eines ganzen Quartiers. Das muss man sich auf 
der Zunge zergehen lassen: Rot-Grün macht sich 
stark für die „Aufwertung“ eines traditionsreichen 
ArbeiterInnenquartiers. Wer taxiert denn hier bit-
te den Wert eines solchen Quartiers? Hier treffen 
sich sozialtechnokratische Harmonievorstellungen 
mit architektonischen Gestaltungsillusionen. Wird 
höchste Zeit, dass die Defi nitionshoheit darüber, 
was „wertvolle“ Quartiere und „zeitgemässe Wohn-
standards“ und eine „gute Durchmischung“ der 
Bevölkerung ausmacht, zurückerobert wird – und 
zwar von den direkt Betroffenen.

Aber nicht nur die direkt betroffenen Mieterinnen 

land heraus und bringt den Weltfrieden in Gefahr.

Die Rolle unseres Landes, als neutrales Land, ist 
alles daran zu setzen den Dialog zwischen den 
Konfl iktparteien zu fördern und sicher nicht nur 
einer der beiden zu helfen, umso mehr als die sy-
rische Opposition nicht unbedingt demokratischer 
ist, als das Regime von Assad. Aktionen wie die-
se stellen unsere auswärtige Politik in Misskredit. 
Wir verlieren an Glaubwürdigkeit in den Augen der 
anderen in diesem Krieg bündnisfreien Staaten.

Wir verurteilen jegliche ausländischen und militä-
rischen Interventionsformen in Syrien. Einzig eine 
politische Lösung durch den Dialog zwischen den 
Konfl iktparteien kann diesem Bürgerkrieg ein Ende 
setzen. Aber die syrische Opposition ist stark ge-
spalten und ihre verschiedenen Tendenzen schla-
gen unterschiedliche Lösungen vor, je nach « Spon-
soren », die verschiedene Interessen haben (Saudi 
Arabien, Katar, USA, Frankreich, Türkei, Israel, etc.).

Ausserdem fordern wir, dass die Schweiz den 
Waffenverkauf bzw. -lieferungen an Katar unter-
bricht, da diese Waffen höchstwahrscheinlich in 
die Hände syrischer Rebellen fallen werden. Diese 
Golf-Monarchie unterstützt und bewaffnet die Re-
bellen. Sie trägt deshalb dazu bei, den Bürgerkrieg 
anzutreiben. Wir verlangen von der Eidgenossen-
schaft, dass sie treu ihrer eigenen Prinzipien han-
delt und aufhört Waffen an Länder zu verkaufen, 
die Kriege führen und materielle Hilfe leisten für 
Kriege, die ausserhalb ihrer Länder geschehen. 

Partei der Arbeit der Schweiz (PdAS) 6. August 2012 

SOLIDARITÄT

Wir haben wieder ein Wahljahr in der Stadt Bern 
und die PdA will ihren Sitz verteidigen. Die Wahl-
kampagne kostet und wir verfügen über keine 
schwarzen Kassen. Wir zählen auf das Engagement 
der Mitglieder und SympathisantInnen. Wir hoffen 
auf deine Unterstützung. Damit wir die Möglichkeit 
haben, unsere Politik im Interesse der Lohnabhän-
gigen in der Stadt Bern konsequent weiterzuver-
folgen – auch über die Wahlen hinaus!

Unsere Kontonummer 30-26786-9



   NUMMER 2/2012NIXBRAVDA! DIE ROTE POST DER PDA BERN  NIXBRAVDA! DIE ROTE POST DER PDA BERN    

3

und Mieter haben hier keine Wahl. Auch unsere 
heutige Abstimmung und die Volksabstimmung 
vom Herbst werden zur Farce. „Sofern die Stimm-
berechtigten den Baukredit ablehnen“, müsste „zur 
Realisierung des Projekts das Bauprojekt Stöcka-
cker Süd an eine Investorin oder einen Investor 
verkauft werden. Investorinnen und Investoren 
müssten gemäss Überbauungsordnung die gleiche 
Siedlung mit den entsprechenden Aufl agen realisie-
ren. Einzig die Mietzinse könnten sich massiv erhö-
hen. Auf diese hätte die Stadt dann keinen Einfl uss 
mehr.“ Unter diesem Damoklesschwert kann von 
freier Willensbildung keine Rede mehr sein – hier 
geht es um politische Erpressung. Und wer das 
heute brav schluckt, braucht sich dann bitte sehr 
morgen nicht larmoyant zu beschweren!
 
Die PdA Bern hat auf Grund genau dieser grund-
sätzlichen Einschätzung einen Antrag auf Nichtein-
treten gestellt. Da uns diese Möglichkeit ein weitere 
Mal aus juristischen Gründen abgesprochen wor-
den ist, stellen wir einen Antrag auf Rückweisung: 
Die Vorlage ist an den Gemeinderat zurückzuwei-

sen mit dem Auftrag, eine Vorlage zu erarbeiten, 
die garantiert, dass der Ersatzneubau mindestens 
die gleiche Anzahl preisgünstiger Wohnungen auf-
weist, wie durch den Rückbau der bestehenden 
Siedlung verloren gehen. Diese Forderung ist so 
bescheiden, dass wir fast schon erröten müssen. 
Angesichts der Fraktionen übergreifenden Absicht, 
die Anzahl günstiger Wohnungen in der Stadt Bern 
weiter zu reduzieren – angesichts dieser konzer-
tierten Aktion von Rot-Grün-Mitte-Rechts geht es 
darum, wenigstens ein Zeichen zu setzen: für den 
Erhalt günstiger Wohnungen – gegen die Vertrei-
bung von Mieterinnen und Mietern mit niedrigen 
Einkommen. Und genau darum geht es in dieser 
Vorlage!

Rolf Zbinden, Partei der Arbeit Bern, 21. Juni 2012
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six feet under

l e b e n d i g  b e g r a b e n

SIX FEET UNDER – LEBENDIG 
BEGRABEN

Dringliche Interpellation Fraktion GB/JA! (Cristina 
Anliker-Mansour, GB/Rahel Ruch, JA!): Ungenügen-
de Versorgung von Kindern in der Notunterkunft 
Hochfeld
Intervention der PdA Bern an der Stadtratssitzung 
vom 16.8.12

Das Beispiel der beschämenden Unterbringung 
und Behandlung von Asylsuchenden in der „No-
tunterkunft“ Hochfeld zeigt einmal mehr in aller 
Deutlichkeit: Ohne öffentlichen Druck geht gar 
nichts! Ohne diesen Druck wüssten die direkt Be-
troffenen und wir jetzt nicht einmal, dass „für den 
Gemeinderat diese Unterbringungsform ebenfalls 
nicht befriedigend“ ist. Auch wenn sich damit nie-
mand was kaufen kann: Es wäre immerhin mal eine 
Ausgangsbasis für eine Diskussion.

Das ist es aber von Seiten des Gemeinderats dann 
auch schon gewesen! Denn: Angesichts der anhal-
tend hohen Zahl von Asylgesuchenden (...) ist es 
unumgänglich, auf solche Anlagen als Notlösung 
zu-rückzugreifen.“ So wird dann auf subtile Art 
die Wahrnehmung gesteuert, wo das eigentliche 
Problem anzusiedeln ist. So werden wir darauf 
vorbereitet, dass die menschenverachtende Be-
handlung von Asylsuchenden grundsätzlich nicht 
zur Diskussion steht.

In diesen Zusammenhang passt dann auch ganz 
gut die Art und Weise, wie sich der Gemeinderat in 
Bezug auf die „Dienste“ der ORS Service AG aus 
der Verantwortung zieht: „Der Leistungsvertrag liegt 
der Stadt nicht vor - das ist auch nicht vorgesehen, 
da sie nicht Vertragspartei ist, sondern lediglich 
die Anlage zur Nutzung durch den Kanton bzw. 
dessen Leistungsvertragspartnerin zur Verfügung 
stellt.“ Das erinnert mich fatal an die Ausreden von 
Unternehmen, welche über die Machenschaften 
von Subkontrakt-Firmen selbstverständlich nie und 
nimmer informiert sind. Solange es sich bei den 
betroffenen Personen in beiden Fällen um poli-
tisch Rechtlose handelt, hat eine solche Form der 
Verantwortungslosigkeit in der Regel auch keine 
Folgen.

Die Partei der Arbeit verlangt vom Gemeinderat, 
dass er diese Verletzung der Menschenwürde auf 

dem Gebiet der Gemeinde als Herausforderung an 
die eigene Adresse annimmt und den Kopf nicht 
in den Sand steckt, wenn private Profi te auf dem 
Buckel von wehrlosen Menschen gemacht wer-
den. Solidarität ist kein Fähnchen für Feierstunden. 
Solidarität verpfl ichtet – gerade wenn Lösungen 
nicht auf billige Tour zu haben sind. Demokratie 
ist unteilbar – wer hier ist, gehört zu uns!

Rolf Zbinden, Partei der Arbeit Bern, 16. August 2012
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